
Bundessozialgericht

Az.: 6 HKa 29/69
......» Ion—(W“ —-—————-——«———.......

I_m N a„m e n d els'- V o l_k e 5

U r t E‘i l

in dem Rechtsstreit‘

"! " "otoacoonco_civfoooocpoo...o’ocoogntocuou.ub_'‚

Vefkühdetvam
18

. Februar 1970

RegHauptsekretär
Schriftführer

Kläger'und'Revisionskläger‚

— Prözeßbevollmächtigter:
......‚„.‚.„............ —

g e g e n

...—oo... .]..«COOIOIOOOOCCQIQQ,

Beklagte und HeViSionsbeklagt@,

— PT02eßbévollmächtigter;
.

Beigg;adeng:
lg

.....D'V. ..... g......-

20
......n.“.. ;|iu ...... oc'-c-o.i-00'ßocvo|._lono.o.

uo.punrnlo ooooo _..ocn■'ca.

cbo‘ocuvcnuonobnnuUcotco-u ,

Der 6. Senat deS Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 18. Februar 1970 dürch
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Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes-'

sozialgerichts Hamburg vom 20. August 1969 wird zurück—

gewieseh.

Außergerichtliche KoSten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten°

G r ü n d ev:
...... .-...„-—u.-...

Der Kläger ist Zahnarzt; Er ist Mitglied der beklag—g

ten Kassen2ahnärätlichen Vereinigung (KZV) und an der

Ersatzkassenpräxis_beteiligt. Seine Tätigkeit für.die

Ersatzkassen regelt der — seit 1. Oktober 1963 gültige -
Vertrag zwischen der Kassenzahnärztlichen Bundesvereini-

gung (KZBV) einerseits und dem Verband der Angestellten—
Krankenkassen e.V. (VdAK) sowie dem Verband der Arbeiter-

Ersatzkassen e.V° (AEVQ andererseits vom 29„ November*l9öj

(Ersatzkassenvertrag —EKV—Zahnärzte)„ In @ 2 der Allge-

meinen Bestimmungen des Gebührentarifs A — Anlage 1 zum
EKV—Zahnärzte

— ist u.a. vereinbart, daß zahnärztliche

Leistungen, die den Mitgliedern und ihren anspruchsbe—
rechtigten Familienangehörigen nach den gesetzlichen

Bestimmungen zu gewähren, aber weder in diesem Gebüh-

rentarif noch im Gebührentarif B — Anlage 2 — genannt

sind, nach dem Gebührenverzeichnis der Gebührenordnung

für Ärzte (GOÄ) vom 18° März 1965 bewertet werden.

Durch Prüfbeseheid vom 19„ Februar 1968 berichtigte
der VdAK—Prüfungsausschuß bei der beklagten KZV das

H0norar des Klägers aus der Ersatzkassenpraxis für
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das Quartal IV/67 um einen Betrag von 90 DM. Dieser-

setzt sich aUS_fünfzehn Verweilgebühren von je 6_DM
zusammen,die der Kläger nach Nr. 24 a 1.V.m; A III 2c
letzter Satz des Gebührenverzeichnisses der GOÄ für das

Ausbleiben von
Ersätzkassenpatienten

zum
vereinbarten

Behandlungstérmin in Rechnung gestellt hat. Durch wei—

teren Prüfbescheid vom 21 Mai 1968 strich der VdAK-

Prüfungsausschuß auch für das Quartal 1/68 fünfzehn “

vom Kläger wie vor berechnete Verweilgebühren in Höhe

von insge5amt 89,80 DM, ferner einen Betrag von
(5 x 8,40 DM =) 25;20 DM, den der Kläger nach Nr° 12 a;

des Gebührenverzeidhhissesder GOÄfür fernmündliche
Beratungen mit.behandelnden Ärzten seiner Ersatzkassen»

patienten berechnet hatte. Der VdAK—Prüfungsausschuß

war
der Ansicht, eine Ersatzkasse sei zur Zahlung von\

Verweilgebühren nicht verpflichtet, weil sie für di.e

Versäumnisse ihrer Mitglieder dem Vertragszahnarzt
gegenüber nicht einzustehen habe. Die fernmündliche

Besprechung mit behandelnden Ärzten sei keine mündli—
che Beratung (KonSilium) 1.8. der Nr;.l2 a des Gebüh—
renverzeichn135es der GOÄ.

>Widerspruch, Klage und Berufung sind ohne Erfolg ge;

blieben°

Das Landessozialgericht (LSG) hat im wesentlichen ausge-
‘führt; Der Anspruch des Klägers auf die Verweilgebühren

scheitere daran, daß er insoweit zahnärztliche Leistun—

gen 1.8. des 5 2 des Gebührentarifs A zum EKV—Zahnärzte

‚nicht erbracht habe° Noch weniger könne bei Ausbleiben

eines Patienten zum vereinbarten Behandlungstermin von

einer Leistung gesprochen werden, die den Ersatzkassené

mitgliedern und ihren anspruchsberechtigten Familien—

angehörigen nach den gesetzlichen Bestimmungen zu gewäh-

ren sei. Nach @@507 Abs, 1, 508 i.V.m. @@179, 182
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Abs, 1 Nr° l der Reichsvérsicherungsordnung (RVG)hät—
.ten die-Ersatzkassen ihren versicherungspflichtigen

.
Mitgliedern u.a. Krankenhilfe in Gestalt ärztlicher.

Behandlung zu gewähren‚ Der durch das Nichterscheinen>

des Mitgliedes dem (Zahn)Arzt zugefügte‘2eitverlust

sei aber keine ärztliche Behandlung1.3. des $ 182 Abs.1
Nr. 1 BVG. Ebensowenig seien es die für die Behandlung

des ausgebliebenen Patienten etwa getroffenen vorberei—

tenden Maßnahmenund Aufwendungen. Die Streichung der
Bératungsgebünren sei deshalb zu Recht erfolgt} weil
nach dem eindeutigen Wortlaut der Nr. 12 des Gebühren-'
verzeichnisses der GQÄ die Beratungsgebühr nur bei einer

mündlichen, nicht aber bei einer fernmündlichen Bera—

tung der Ärzte entstehe. Darüber hinaus habe der Kläger

nur Diagnosen und Befunde der behandelnden Ärzte ein—
‚geholt„mit diesen also keine Beratung i.S. eines ärzt»

lichen Konsiliums gepflogen (Urteil vom 20. August 1969).

Mit der » vom LSG zugelassenen
— Revision macht der Klä-

ger geltend: sehon die mannigfachen Vorbereitungen auf

den Behandlungstermin seien Zahnärztliche Leistungen,

die nach dem EKV—Zahnärzte zu vergüten seien. @ 615 des

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) sei der allgemeine

Rechtsgrundsatz zu entnehmen, daß auch für das Bereit—

halten der Arbeitskraft eine Vergütung geschuldet Werde.
Einer fernmündlichen Beratung, die in efner Erwägung und

Bestimmung der Behandlungsmethode bestehe, könne die

Beratungsgebühr nicht versagt werden°

Der Kläger beantragt,“

l. die Urteile des LSG Hamburg vom 20. August 1969

und des Sozialgerichts Hamburg vom 12. Märzl969

serie die Widerspruchsbescheide des VdAK-

BeschWerdeausschusses vom 10° September und

2‚-Dezemter 1968 aufzuheben‚
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:2.'die Prüfbéscheideades VdAK—Prürungsaus—

sohussGs vom 19. Februar und 21;'ßäi_1968
vinsoneit*apzuähdern‚vals-sie die Hongrarä
abrechnüngen des Klägers ads der Ersatäkas—.

senpraxis für die Quattäle IV/6T ung 1/68

‚gekürzt haben,.

Die Beklagte und der beigéladene—Verband dér‘Angestellten—

krankenkässen e.V. beantragen,

die Revision zurückzuweisenf

Sie halten das angefochtene Urteil für Zutreffend;l

Die beigeladene Kassenzah■ärztliche'Bundesvereinigüng hat

weder Anträge gestellt noch Ausführungen gemacht;

11

Die Revision des Klägers ist nicht begründet.

Der erkennende Senat hat vorab geprüft, ob er mit zwei„

Kassenzahnärzten als ehrenamtlichen Béisit2ern vorsährifts—‚

mäßig besetzt war. Er hat diese Frage bejaht. Die vorlie—
gende Streitsaehe gehört zu den "Angelegenheiten der Kas—

senärzte (Kassenzahnärzte)" (5 12 Abs. 3 Satz 2 i.V.m.'
5 33 Satz 25—5 40 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).

Diese sind von den YAngelegenheiten des Kassenarztreehts" V

(5 12 Abs. 3 Satz 1 SGG) danaeh abzugrenzen, ob die ange—

fochtenen Verwaltungsakte in den Aufgabenbereich der‚kas-
senärztiichen (kassenzahnärztliehen) Selbstverwaltung oder

in die Zuständigkeit der gemeinsamen Selbstverwaltung der

Kassenärzte (Kassenzahnärzte)‚und der Krankenkassen fallen.
Dafür ist wiederum entscheidend, ob im Vefwaltungsverfah—

ren eine ausschließlich mit KasSenärzten (Kassenzahnärzten)
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besetzte Stelle zu entscheiden hatte oder ob auch Ver—

treter der Krankenkassen stimmberechtigt mitwirken

mußten(vg1; u.a. BSG21, 237, 238; 26; 16, 17; 27,
154, 155; 28, 5, 6, 84, 85; SozRNr. 13 zu 9 12 see;
zuletzt BSG30, 83, 84). Die nach 5 15 EKV—Zahnärzte
gebildeten Prüfungs— und Beschwerdeausschüsse, die im

vorliegenden Fall die angefochtenen Bescheide erlassen
haben, sind allein aus Vertragszahnärzten als stimmbe-

rechtigten Mitgliedern zusammengesetzt; ein Vertreter des

VdAK—Ortsausschusses kann an den Sitzungen des Beschwer—

deausschusses nur mit beratender Stimme teilnehmen (@ 13
Nr° 2 letzter Satz des Vertrages). Dement8prechend sind
die Bes0heide_auch im gerichtlichen Verfahren allein

unter Hinzuziéhung zahnärztlicher Beisitzer nachzuprüfen.

Das LSG hat_die Berufung mit Recht als zulässig angese—
hen. Streitig ist die Rechtmäßigkeit der Richtigstellung

der Honoraranforderung des Klägers für die Quartale IV/6?

und I/68. Da die Honbrarzahlungen sich in vierteljährli—
chen Abständen wiederholen, haben die angefochtenen Be—

scheide Ansprüche auf wiederkehrende Leistungen 1.3, des

@ 1A4 Abs„ 1 Nr„ 2 sec zum Gegenstand (BSG 11, 102, 108;

17,'89, 92; SozRNr° 21 zu 5 144 SGG;Beschluß des Senats
vom 2. Juni 1969 —6 RKa 2/69 —). Nach dieser Bestimmung
wäre die Berufung nur ausgeschlossen gewesen, wenn sich

der vorliegende Rechtsstreit auf Leistungen für einen;

Zeitraum bis zu dreizehn Wochen (drei Monaten) beschrän—
ken würge‚ Das ist aber nicht der Fäll‚ Der Kläger begehrt

vielmehr die Aufhebung von Prüf- und Widerspruchsbeschei—

den,'die sich auf Honorarforderungen für einen Zeitraum

von insgesamt zwei Quartalen, also für einen längeren

Zeitraum als drei Monate, beziehen (vgl° BSG 11, 102, 108;

17, 89, 92; SOZRNr. 21 zu @144sec);
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Gegen die Zuständigkeit der im Verwaltung-sverfahren tä-.

tig gewordenen Prüfungseinrichtungen bestehen keine Ee-

denken Sie ergibt Sich aus 5 1} Nrn. 1 und 2 i. V. m.

@11 EKVZahnärzte. Danachsind der Prüfungs; undder
BeschWerdeausschuß nicht darauf beschränkt, "die Wirt-
Schaftlichkeit der kassenärztlichen.Versorgung im ein—-

zélnenf zu- überwachen (vgl. 5 368 n Abs° & RVG; BSG 21,

235,256"26‚ 171, 175f, 177, 178f; 27, 146 147 f).
Vielmehr sind sie "berechtigt und ggf.'verpfl1chtet, in

den Fällen, in_denen die vertraglichen Bestimmungen.nicht

beachtet werden sind,_die Abrechnungen entsprechend zu
berichtigen" (@ 14 Satz 3 EKV—Zahnärzte). DieSe von,
$ 368 n_Abs. 4 und 5 EVO abweiChende.vertragliche Zustän—
digkeitsregelung ist wirksam (Vglo Peters, Handbü0h der
Krämkenversicherü■8, Stand Dezember 1969, Teil II, Anm°

5 6 zu 5 368EVO). '

Auch in der Sache ist der Auffassung des LSG beizutre—

ten. Die angerecht enen Berichtigungen der Honoraranfor—
derungen sind zu Recht erfolgt.

@ 2 der Allgemeinen Bestimmungen de3‘Gebührentarifs'ä'

zum EKV—Zahnärzte verweist 4 in Ergänzung der dem Ver;

trage anliegenden Gebührentarife A und B ; nicht schlecht—

hin auf das Gebührenverzeichnis der GOÄ. Dieses wird vi.el—

mehr ausdrücklich nur insoweit zum
Vertragshéstandteil

erklärt, als esgzahnärztliche Leistungen zu bewerten gilt,

die den Versicherten "nach den gesetzlichen Bestimmungen”

zu gewähren sind" Diese Einschränkung stellt klar, daß
7

der Begriff d?? zahnärztlichen Leistungen hier‘nicht die
gesamte, nach der GOÄ zu vergütende Berufstätigkei.t der
Zahnärzte umfaßt; er meint nur die — von den Ersatz‘ :assen

nach 5 507 Abs° l i.\■m° @ 179 Abs. 1 und 2 BVG als ge—
setzliche Mihdestleistung geschuldete - "zahnärztliche Be-

handlung" 1,8. des % 182 Abs. 1 Nr. 1 EVO, die nach @ 182
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Abs. 2 BVG ausreichend und zweckmäßig sein muß, jedoch
das Maß des Notwendigen nieht überschreiten darf. Da—

nach kann allerdings der Vertragszahnarzt für einen '
aüßergewöhnlichen‚ in den Leistungsansätzeh selbst
nicht berücksichtigten Zeitaufwand eine Vergütung for—
dern„wenn—er eine tätige, “nach der Beschaffenheit des
KränkheitsfalleS" gebotene Bereitschaft beim Kranken
entfaltet.(A III 2 0 Satz 1 des Geb—Verzeichnisses der'
GOÄ); denn diese gehört notwendig Zu der nach der RVO

zu gewährenden (zahn)ärztlichen Behandlung. Demgegenüber

ist jedoch das_vergebliche Warten des Vertragszahnarztes
auf einen zu be$timmter Zeit bestellten Ersatzkassen—

patienten kein Bestandteil einer (zahn)ärztlichen Behand—
lung ES ist ein Zeitaufwand, aux den der Versicherte

nicht einmal nach bürgerlichem Vertragsrecht geschweige
denn nachvderi RVO Anspruch hat (vgl. 55 615 Satz 2, 642

Abs° 2 BGB)»_Mithinfehlt es inSOWeitan den Vorausset—
zungen, Hüter denen 5 2 der Allgemeinen Bestimmungen des

Gebührentarifs A zum EKV—Zahnärzte auf das Gebührenver-
zeichnis der GOÄverweist: an einer zahnärztlichen Lei—
stung, die dem Versicherten "nach den gesetzlichen Be—
stimmungen" zu gewähren ist‚

Die Richtigkeit dieser —von den Vorinstanzen geteil—

ten —Auffassung b€$tätigt @5 Satz 2 des EKV—Zahnärzte,
wonach die vertragskassen verpfliéhtet sind, die An—
SPPUCthGPeCht18tGH auf die Einhaltung der vereinbarten

Behandlungszeiten hinzuweisen, Dieser Verpfl■.chtung hätte
es kaumbedürfu‚ Wenndie Vertregskassen die-Haftung für
die Säumnis der Versicherten übernommenhätten. Gegen die
Übernahme einer solchen Haftung Spricht auch, daß die in
€ 9 des Arzt/Ersatzkaséen—Vertrages vereinbarte Gebühren—
ordnung (Ersatzkassen—Ädgo), die gleichzeitig mit dem
EKvezahnärzte

“ am 1° Öktober 1965 - in Kraft getreten
iSt’ eine Verweilgébühr nur für das sogen„ echte, "nach
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der Beschaffenheit des Kra■kheitsfalles" erforderliche’
Verweilen des Ar2te$ vorsieht ($ 1Ä Abs;'l Ersatzkässén—
Adgö;_vgl, auch Brück/Güillémet, Kommentar zur Ersatz-

kassengAdgo‚Stand 1. Juli 1969,Anm.1 zu 5 11). Im
Zweifel ist nämlich nicht anzunehmen, daß die. Ersatz—
Rassen für den Bereich der zahnärzt1iehen Versorgung

bei gleicher SaCh— und Interessenlage weitergehende Ver—ij

'gütungspfl1chten übernommen haben. Einen gewissen Hin—, '

_we1s auf das von den Vertrag3beteiligten in der vorl1e—
genden Frege Gewollte

vermag schließlich auch der Beschluß

Nr. 16 der.Technischen Kommission zu geben, die nach $ 1
Satz 2 der Vereinbarung über die Bildung einer Technischen

Kommi$Sion (Anlage 5 zum Bundesmantelvertrag (Zahnärzte) ?

—EMV-Zahnärzte —vom 2. Mai 1962) die Aufgabe hat, zwe1a„
'felsfragen‚‘die sich aus dem_BMV—Zahnärzteund seinen Ane
lagen; insbesondere aus den Positionen der Bewertungsmaß—

stäbe und ihren Erläuterungen ergeben, durch verbindliche
Auslegung der in Frage kommenden<ßestimmungen zu klären°

Jener Beschluß ist zu dem — 5.2 der Allgemeinen Bestim-

mungen des Gebührentarifs A zum EKV—Zahnärzte in der

Fassung entSprechenden % 5 2 der Allgemeinen Bestimmun-
'gen‚des BeWertungsmaßstabs für die kassenzahnärztlichen
Leistungen (BEMA) ergangen und besagt: "Erschei nt ein

Patient nicht Oder nicht zur vereinbarten Zeit, so kann

der 2ahnaf2t Nr. 24 Bugo-Ä nicht zu Lasten der Kranken-
kassen abrechnene" Er interpretiert also 5 2 der Allge—

meinen Bestimmungen des BEMA dahin, daß die Bezugnahme

auf das Gébührenverzéichnis der GOÄ den unter A III 2 @

letzter‘8ätz genannten Fall —Nichterscheinen des Kran-
ken zu der mit dem Arzt vereinbarten Zeit — ausschließt.

Wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, ist dabei der

Gedanke maßgebend, daß di.e Versichertengemeinschaft

nicht für Leistungsstörungen einzustehen hat, die in

den persönlichen Verantwortungsbereich des einzelnen

Versicherten fallen„

..10..
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...lo-

Auch die Berichtigung der Beratungsgebühren; die der

Kläger nach.Nri 12 a des Gebührenverzeichnissés der‘

GOÄ für fernmündliohe Rückspracheh mit behandelnden
Ärzten seiner Ersatzkassehpatienten berechnet hat, ist

nicht zu beanstanden. Nach jener Position kann für die

?mündliché-Beratung zweier Oder mehrerer Ärzte oder
Zahnärzte" eine Gebühr in Rechnung gestellt Werden.

Nach den von der Revision nicht angegriffenen Feststel—

lungen des LSG hat der Kläger im Rahmen der fernmünd—

lichen Rücksprachen mit den behandelnden Ärzten seiner
Ersatzkassen—Patienten—nur Diagnosen, Anamnesen und

Befunde dieser behandelnden Ärzte eingeholt. Er hat

mit diesen also keine Beratung i.S. eines Konsiliums

gepflogen„ Ein Konsilium ist nach ärztlichem Sprach—

gebrauch die Besprechungzweier oder mehrerer Ärzte
nach vorausgegangener Untersuchung des Kranken zwecks

‚Stellung der Diagnose oder Festlegung des'Heilplans,

nicht aber die bloße Erkundigung eines Arztes (Zahn—„

arztes) bei einem anderen Arzt nach bestimmten Ergeb-—
nissen aus dessen Behandlung. Dieser — auch für Nr‘ 12

des Gebührenverzeichnisses der GOÄ'gelténden — Begriffs—

bestimmung entspricht nicht die gelegentliche Ausspra—

che zWischen Ärzten über einen Kranken (vgl° Brück aaO,r
Anm. 1 zu Nr. 12 des Gebührenverzeichnisees; Heinemann/

Liebold, Kassenarztrecht, %. Aufl., Stand November 1968,

Band II, Abschn„ IV 8. 112 82 (2. Fußnote); Feststel—

lung Nr» F 17 der Bugo—Auslegungskommissicn vom #. Ja—
nuar 1967, DOK 1967, 139; Empfehlung 29 der GOÄ-Kcmmi5-

sion der Partner des BMvéärzte
vom 18„j194 März 1969‚'

zit‚ bei Hoffmann, Ärztliches Gebühren— und Vertrags-

recht, Stand 1„ April 1969, Band 1, Teil 1 S. 10/2

— Anm° 21 —; vgl.‘ auch die zahlreichen Nachweise von

Stellungnahmen der Praxis bei Wieglow/Roth‚ Die Kasseni

arztgebühren, 5. Aufl;‚ Stand März 1969, Band III Anm.l
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“.i'3.“

zu Nr. 12 des GGbührenverzeichnisses der GOÄ und Brück',

Kommentar
zur

Gebührenordnung für Ärzte, 2. Band,' 2. Aufl.,

Stand 1. Januar 1969, Arbeitsunterlageh Zu Nr. 12 GOÄ

S. 1 f).

Auch die Ersat2kasseh——Adgo, die der GOÄals Vorbild ge—'
'dient hat, kennzeichnet in ‚5' 15 Abs. 1 das Kthilium als

Fall einer "mündliehen Beratung zweier Oder mehrerer Ver-

'tragsär2te gemeinsam am Bett des Kranken"
.

Im Unterschied,

zur Ersatzkassen—Adgo hat allerdings die GOÄdie Ümündli—

che Beratung zweier oder mehrerer Ärzte oder Zahnärzte"

nicht ausdrüékliéh in diesem überkommenenSinne erläu-Ü

tert. Es Wärejedoch verfehlt, darausauf einen weiteren,
vdie Erkundigung nach'Untersuchungsergebnissen einbezie— '

henden Begriffsinhalt Zu schließen. Nr. 12 des Gebühren—
verzeichnisses der GOÄ stimmt nahezu wörtlioh mit Nr. 6

_
&.der 'Preußisehen Gebührenordnung für approbierte Ärzte und

Zahnärzte (Preu go) vom 1' september 1924 überein. Die "

Preug_o aber legte
- wie s. Zt. allgemein anerkannt war

-
den Begriff der mündliehen‘ßeratung"

so zugrunde,_wie

ihn ein Ef1‘aßvom21. Juli 183611msc‘nriebénhatte, nämlich
als "das ZuSammenwirken zu

einer bestimmten Stände, behufs
Beratung über die fernere Behandlung desselben" {zit. nach
Joachim/Korn, Die Preußische Gebührenordnung ... vom

1. September 1920, 1921, Anm. 2 zu Nr. 7; vgl. ferner Brüék,

Kommentar zur Preugo‚'3. Aufl., Stand 1. April 1962, Anm. 4

zu
Nr. 6; Hardt, Die Preugo, 14. Aufl. 1941, Anm. zu Nr. 6;

Borntraeger/Bundt, Preußische Gebührenordnung ..., 15. Aufl.

1935. Anm. a zu Nr. 6; Förster, Die Preußische Gebührenord—

nung ... vom 15. Mai 1896, 6. Aufl. 1915, Note 74\.

Ob diese enge Definition noch heute mit Rücksicht auf die

fortgeschrittenén technischen Möglichkeiten —
z.B. Konferenz-

sohaltung — Geltung beanspruchen kann, brauchte der Senat

nicht zu erörtern, da der Kläger bei den behandelnden Ärzten
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_ 12 ‚

seiner Ersatzkassen—Patienten im Rahmen der Rücksprache

nur Diagnosen, Anamnesen und Befunde erfragt hatte.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus‘ -S 193 sec.
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